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Vierte Satzungsänderung des Versorgungswerks 
der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen 

vom 23.5.2012 
Die Vertreterversammlung des Versorgungswerks der 
Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen hat am 
23. Mai 2012 folgende Vierte Satzungs änderung be­
schlossen: 

1. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Das "Versorgungswerk der Mitglieder des Land­
tags Nordrhein-Westfalen (VLT)" ist nach § 10 Ab­
satz 1 Satz 2 des Abgeordnetengesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (AbgG NRW) vom 5. April 2005 
(GV. NRW .S. 252), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14.2.2012 (GV. NRW. S. 95), eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit Sitz in Düsseldorf. 

2. § 7 Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen. 

3. § 19 erhält folgende Fassung: 

(1) Waisenrente erhalten nach dem Tod des Mitglieds 
seine Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. 
Über diesen Zeitpunkt hinaus richtet sich die Gewäh­
rung von Waisenrente nach den Bestimmungen des 
Einkommensteuergesetzes zur Berücksichtigung von 
Kindern nach Vollendung des 18. Lebensjahres. 

(2) Waisenrente nach Absatz 1 erhalten: 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. als Kind angenommene Kinder, soweit die Adoption 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres des Mitglieds er­
folgte, 

4. nicht eheliche Kinder, diejenigen eines männlichen 
Mitglieds jedoch nur, wenn dessen Vaterschaft aner­
kannt oder rechtskräftig festgestellt ist. 

4. § 28 erhält folgende Fassung: 

Der monatliche Pfiichtbeitrag zum Versorgungs werk 
bestimmt sich nach der Höhe der Bezüge nach § 5 
Absatz 1 Satz 2 AbgG NRW. 

5. § 29 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Es können zusätzliche freiwillige Beiträge ent­
richtet werden, sofern keine Pfiichtbeiträge rückstän­
dig sind. Die Höhe der freiwilligen Beiträge beträgt 
mindestens 100 Euro monatlich. Der Gesamtbeitrag 
aus Pfiicht- und freiwilligen Beiträgen darf die in § 5 
Absatz 1 Nr. 8 Satz 2 Körperschaftsteuergesetz fest­
gelegte Höchstgrenze nicht überschreiten. Der jeweils 
aktuelle Höchstbeitrag wird in einer für alle Mitglie­
der zugänglichen Form bekannt gegeben. Sofern der 
Jahresgesamtbeitrag eines Mitgliedes der Befreiung 
des Versorgungswerkes von der Körperschaftsteuer­
pfiicht entgegenstehen würde, ist der freiwillige Bei­
trag so zu vermindern, dass keine Körperschaftssteu­
erpfiicht entsteht. Pfiichtbeiträge für Vorjahre bleiben 
unberücksichtigt. Die hiernach gezahlten Beiträge 
werden pro Kalenderjahr in eine Rentenerhöhung 
umgewandelt. Der Erhöhungsbetrag ergibt sich aus 
der Anlage Leistungstabellen Nummer 1 a und 1 b. 

6. § 31 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Mitglieder des Versorgungswerks, die aus dem 
Landtag ausgeschieden sind und die die Wartezeit für 
die Altersrente (§ 15 Absatz 1) nicht erfüllt haben, 
können auf Antrag die Erstattung der entrichteten 
Beiträge als Versorgungsabfindung verlangen. Mit der 
Zahlung des Erstattungsbetrages erlischt die Anwart­
schaft. Ansprüche aus den bis zur Erstattung zurück­
gelegten rentenrechtlichen Zeiten bestehen nicht 
mehr. Die Beitragserstattung ist - vorbehaltlich des 
Absatzes 4 - ausgeschlossen bei Beendigung der Mit­
gliedschaft durch Tod des Mitglieds. Soweit Beitrags­
rückstände bestehen, ist das Versorgungswerk zur 
Verrechnung oder Nachforderung berechtigt. 

7. An § 31 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

(5) Stirbt ein Mitglied des Versorgungswerks, das 
noch keine Altersrente bezieht, nach Ablauf der War­
tezeit für die Altersrente (§ 15 Absatz 1) und sind 
keine Hinterbliebenen im Sinne des § 17 Absatz 1 

vorhanden, erfolgt zur Deckung der Kosten der Be­
stattung auf Antrag eine Beitragsrückerstattung in 
Höhe des Dreifachen der zum Zeitpunkt des Todes 
bestehenden monatlichen Anwartschaft auf Alters­
rente mit Vollendung des 67. Lebensjahres (Sterbe­
geld). Antragsberechtigt ist derjenige, der die Kosten 
der Bestattung getragen hat. 

8. Aus § 36 wird § 36 Absatz 1. Es wird folgender neuer 
Absatz 2 angefügt: 

(2) Das Versorgungswerk informiert seine Mitglieder 
jährlich über den von der Vertreterversammlung fest­
gestellten Jahresabschluss und die aktuelle allge­
meine Geschäftsentwicklung. Die Information wird 
in einer für alle Mitglieder zugänglichen Form (Mit­
gliederversammlungen, Rundschreiben etc.) erteilt. 
Eine Informationspfiicht gegenüber Dritten besteht 
nicht. Mitteilungs- und Anzeigepfiichten gegenüber 
der Versicherungsaufsichtsbehörde bleiben hiervon 
unberührt. 

9. § 43 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Andere Landesparlamente der Bundesrepublik 
Deutschland können dem Versorgungswerk der Mit­
glieder des Landtags Nordrhein-Westfalen beitreten. 
Die Aufnahme in das Versorgungswerk wird durch 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Landtag 
Nordrhein-Westfalen und dem beitretenden Landes­
parlament geregelt. 

10.§ 45 erhält folgende Fassung: 

Die Änderungen treten mit der Veröffentlichung im 
Ministerialblatt des Landes Nordrhein-Westfalen 
rückwirkend zum 1. 3. 2012 in Kraft. Sie bedürfen der 
vorherigen Genehmigung der Versicherungsaufsicht. 

Das Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat am 25. Juni 2012 - AZ: Vers. 35-00-1 U 27 III B 4 
die Genehmigung erteilt. 

Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit ausge­
fertigt und im Ministerialblatt für das Land Nordrhein­
Westfalen verkündet. 

Düsseldorf, den 2. Juli 2012 

Eckhard U h I e n b erg 
(Vorsitzender der Vertreterversammlung) 
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IH. 

Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 
zum 31. Dezember 2010 des 

Landschaftsverbandes Rheinland gemäß § 116 (1) 
Satz 4 i. V. m. § 96 (2) Satz 2 GO NRW 

Bek. d. Landschaftsverbandes Rheinland v. 16.5.2012 

Die Landschaftsversammlung Rheinland hat in ihrer 
Sitzung am 13. Februar 2012 in Ausführung des § 116 
Absatz 1 Satz 3 GO NRW folgenden Beschluss gefasst: 

,,1. Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2010 des 
Landschaftsverbandes Rheinland wird entsprechend der 
Vorlage-Nr. 13/1879 gemäß § 116 Absatz 1 Satz 3 GO 
NRW bestätigt." 

,,2. Die LVR-Direktorin wird entsprechend § 116 Absatz 
1 Satz 4 GO NRW i. V. m. § 96 Absatz 1 Satz 4 GO NRW 
auf der Grundlage des geprüften Gesamtabschlusses zum 

. 31. Dezember 2010 des Landschaftsverbandes Rheinland 
entlastet. " 

Das Druckwerk des Gesamtabschlusses zum 31. Dezem­
ber 2010 wird im Landeshaus Köln- Deutz, Kennedy­
Ufer 2, Zimmer F 220 jeweils von 09.00 - 15.00 Uhr bis 
zur Bestätigung des folgenden Gesamtabschlusses zur 
Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
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